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Lindauerinnen und Lindauer –
Das Bahn-Management will
eure Stadt beschädigen!

Der amtliche Erläuterungsbericht
des DB-Managements zu seinen
Lindauer Bahnhofsverlegunsplänen
umfasst auch ohne die verschiede-
nen Detailanlagen allein 162 dicht
beschriebene Seiten. Schon der
intensive Blick auf nur wenige Sei-
ten lässt erkennen, welches Spiel
hier gespielt werden soll.
Unter der Kapitelüberschrift  „Ver-
anlassung der Maßnahme“ lässt die
Bahnspitze als Rechtfertigung ihrer
Pläne u.a. schreiben: „Die vorhan-
denen Eisenbahnbetriebsanlagen in
ihrer derzeitigen Ausprägung wer-
den den Anforderungerungen an
eine attraktive Verkehrsstation
nicht gerecht“. Da kam die Immobi-
lien-Anlagegesellschaft der Deut-
schen Bank in ihrem im Auftrag der
DB AG erstellten aber von dieser
unter Verschluss gehaltenen Gut-
achten „Bahnhof Lindau“ bereits
1996 zu einem anderen Schluss. Ihr
Fazit: „Zusammenfassend betrach-
tet, hat das Hauptbahnhofsgebäude
in Lindau das Potential, Bench
Mark-Funktion (Leitbildfunktion
K.S.) für die touristischen Bahnhöfe
in Süddeutschland und eine bedeu-
tende Rolle als Imageträger für die
DB AG zu übernehmen.“ Das DB-
Management ignoriert diese Emp-
fehlung seither und lässt die Anlage
teilweise verlottern.
Weiters wird von der DB -Spitze als
derzeitiger Nachteil für die Bahn
aufgelistet: „Keine Möglichkeit zur
Erfüllung berechtigter Kundenan-
forderungen wie kostenlose Park &
Ride Plätze usw.“
Unterschlagen wird mit dieser Dar-
stellung, dass der größte innerstäd-
tische Parkplatz Lindaus gerade
mal vier Gehminuten vom Haupt-
bahnhof entfernt liegt, die Bahn
über Jahrzehnte hin den Fußgän-
gersteg über die Gleisanlage nicht
kundenfreundlich modernisierte
und sich ausdrücklich weigerte,
ihre längst ungenutzten Flächen im
Westen der Insel-Gleisanlagen für
zusätzliche „Park & Ride Plätze“
umzugestalten und zu öffnen. 
Das DB-Management führt auch
„unattraktive Reisezeiten auf der
Relation München–Lindau–Zürich“

als Begründung an und möchte u.a.
deshalb den Bahnhof verlegen las-
sen.  Nicht thematisiert wird von
ihm, dass die deutliche Verkürzung
dieser Fahrzeiten durch Ausbau-
maßnahmen, Neigetechnik etc.
allein von München nach Lindau um
bis zu 38 Minuten als „Projekt Nr.
29a Neue Vorhaben“ in Absprachen
mit der EU und der Schweiz längst
Bestandteil der Bundeseisenbahn-
politik ist und der entsprechende
Baubeginn ursprünglich für das
Jahr 1999 geplant war, hätten die
DB AG selbst und die Bundesregie-
rung rechtzeitig die dazu nötigen
Gelder zur Verfügung gestellt. Die-
ses Projekt sieht aber keinerlei
Bahnhofsverlegung in Lindau vor!
Als zusätzliche Reisezeitverkürzung
der EC/ICE-Züge von Lindau nach
München sagt das DB-Management
auf Seite 55 seines Erläuterungsbe-

richtes weitere zehn Minuten für
den Fall der Bahnhofsverlegung
voraus. Aktive Eisenbahner in Lin-
dau widersprechen dem massiv und
geben als dadurch tatsächlich mög-
liche Reisezeitverkürzung schlichte
3 Minuten und 40 Sekunden an.
Dabei berücksichtigen sie u.a., dass
die Fernzüge dann die 1,49 km
gerade Strecke von der Abzweigung
Aeschach bis zum Inselbahnhof und
die 2,45 km von diesem bis zum
Bahnhof Reutin nicht mehr, dafür
aber die 1,77 km von der Abzwei-

gung Aeschach bis Reutin befahren
müssten und, dass sie zwar die
engere Kurve am Alpengarten aus-
lassen, dafür jene zwar weitere
aber mit fast doppelt so starkem
Gefälle versehene Kurve am Holder-
eggen passierten müssten. Dass für
eine Fahrzeitverkürzung von 3 min
40 sek. rund 25 Mio. V in den Sand
nördlich des Reutiner Schilfgürtels
gesetzt werden sollen ist nicht über-
zeugend.
Völlig unlogisch argumentiert das
DB-Management, wenn es unter-
stellt, die Regionalzüge aus Frie-
drichshafen und dem Allgäu wür-
den für die 1,49 km gerader Strecke
von der Abzweigung Aeschach bis
zum Inselbahnhof länger brauchen,
als für die kurvigen 1,77 km von der
gleichen Abzweigung bis zum
Bahnhof Reutin.
Reine Augenwischerei, getränkt mit
großen Krokodilstränen ist bei-
spielsweise auch die mit vielen Ein-
zelzahlen aus dem Jahre 1998
untermauerte Aussage im Bericht,
„dass im Raum Lindau nur etwa 4%
bis 7% des Personenverkehrs auf

der Schiene abgewickelt werden.“
Laut dem vom Deutschen Institut
für Wirtschaftsforschung und dem
Bundesverkehrsministerium her-
ausgegeben Buch „Verkehr in Zah-
len 2001/2002“ fiel der Anteil der
Bahn am Personenverkehr von
7,9% im Jahre 1997 auf 7,7% im
Jahre 1999, während der Anteil des
Flugverkehrs zur gleichen Zeit von
3,8 % auf 4,6% gesteigert wurde.
Lindaus Anteile liegen also voll im
bedauerlichen Trend der Republik
und taugen deshalb nicht als Argu-

ment für eine Bahnhofsverlegung.
Die Ursachen dafür sind zudem
hausgemacht. Wurden doch inner-
halb der vergangene vierzig Jahre
allein im Stadtgebiet Lindau von
den damals drei Bahnhöfen und
fünf Haltepunkten zwei Bahnhöfe
und vier Haltestellen geschlossen
und im Landkreis Lindau die Zahl
der Haltestellen und Bahnhöfe von
ursprünglich 30 auf sieben redu-
ziert. Damit wird klar, warum heute
die Erreichbarkeit des Verkehrs-
mittels Eisenbahn in der Fläche so
umständlich ist. Dagegen hilft keine
Lindauer Bahnhofsverlegung.
Abschließend sei noch kurz er-
wähnt, dass die DB-Spitze sich nicht
scheut, sich auf falsche Zeugen zu
berufen. Einleitend behautet sie auf
S. 7 ihres Berichtes „Die vorliegen-
den Planungen berücksichtigen den
Regionalplan Region Allgäu und
insbesondere das sog. Bodenseeleit-
bild“. 

Die Internationale Bodenseekonfe-
renz schrieb aber in ihrem Boden-
seeleitbild beispielsweise unter der
Ziffer 4. 9. „Bestehende Seetrans-
portverbindungen sind nach ökolo-
gischen Gesichtspunkten weiterzu-
entwickeln … Dabei sind auch Ver-
knüpfungen mit der Bahn einzube-
ziehen.“ Und der verbindliche
Regionalplan hält u.a. in Punkt 3.4
fest: „Der Personen- und Güterzug-
verkehr einschließlich der beste-
henden Einrichtungen soll auf allen
gegenwärtig in Betrieb befindlichen
Strecken innerhalb der Region er-
halten bleiben.“

Wer nun, wie die Bahnspitze, in Lin-
dau bestehende Einrichtungen wie
den Hauptbahnhof auf der Insel
entfernen will, damit u.a. den heute
noch unmittelbar möglichen Über-
gang von Bahn und Schifffahrt zer-
stören und allein im Stadtgebiet die
Vernichtung von rund 1,5 Kilometer
Bahnlinie von Aeschach auf die
Insel und wieder zurück Richtung
Reutin plant, sollte nicht so voll-
mundig falsch Zeugnis ablegen.

Für Lindauerinnen und Lindauer
gilt in diesen Tagen ganz akut, was
Willi Bleicher vor Jahren formulier-
te: „Wer kämpft kann verlieren.
Wer nicht kämpft, hat schon verlo-
ren“.

KARL SCHWEIZER

Altlandrat Henninger: 

Was
spricht
dagegen ?
1. Die von Norden, Westen und Osten auf
den Eisenbahndamm und den Inselbahn-
hof gerichtete, in rd. 150 Jahren gewach-
sene Eisenbahnstruktur trägt und prägt
die Erschließung der Inselstadt, aber auch
der Stadtteile auf dem Festland in ent-
scheidendem Maße. Straßenbau und bau-
liche Entwicklung auf dem Festland wur-
den in Anpassung an das Schienennetz
geschaffen. Eine Anpassung und Kompen-
sation des jetzt vorgesehenen teilweisen
Wegfalls der Bahnanlangen ist nicht mehr
möglich.
Dies gilt insbesondere deswegen, weil es
sich bei dem Vorhaben der Bahn nicht um
eine Planung nach dem Bundesverkehrs-
wegeplan handelt, vielmehr um eine pri-
vate Planung der DB-Netz AG. Hier kommt
den Belangen der Stadt Lindau (Bodensee)
entsprechend höheres Gewicht zu.
2. Diese Belange werden schwer belastet,
weil der neue Bahnhof in Lindau-Reutin in
den Bereich der bestehenden und weiter-
bestehenden stärksten straßenmäßigen
Belastung gelegt werden soll. Der durch
den neuen Bahnhof hinzu kommende
Straßenverkehr würde immer wieder zu
starkem Rückstau und Stillstand führen.
3. Es kommt hinzu, dass die Bahn die für
den Straßenverkehr zur Insel maßgelbli-
chen Schrankenanlagen beibehalten will.
Sie würde am Tage rd. 100 Mal geschlos-
sen werden. Das wäre fast das Ende der
Zufahrt zur Insel von der A 96, der B12,
B31 neu, B18 und B308.
4. Das geplante Kongresszentrum südlich
des Inselbahnhofes braucht vollen Eisen-
bahnanschluss, wenn es nicht dahinküm-
mern soll.
5. Die Schweizer Bahn betreibt bereits mit
Nachdruck die Umgehung Lindaus durch
einen nur rd. 6 km langen Gleisneubau von
Bregenz zum zweigleisigen Schienen-
strang nördlich von Lindau – wegen einer
damit erreichbaren Fahrzeitverkürzung
von 26 Minuten (auf der Linie Mün-
chen–Zürich). Die Entwertung aller neuen
Bahninvestitionen in Lindau-Reutin steht
also schon vor der Tür.

KLAUS HENNINGER, CSU

Altlandrat des Landkreises Lindau

Von falschen Zeugen, 
Zahlen und Zumutungen

Blick auf das Stadtzentrum Lindau mit dem unmittelbar daran und an die Boden-
seeschifffahrt angebundenen Hauptbahnhof im Mai 2003. Foto: Schweizer.
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Als Träger öffentlicher Belange
nimmt auch der Bund Naturschutz
BN zu den Bahnhofsverlegungsplä-
nen Stellung. Wir zitieren daraus
Passagen.
„Die Planungen nehmen unzurei-
chend Rücksicht auf die Nähe des
Bodensees. Bei einer Überplanung
der Flächen in Reutin muss wegen
der unmittelbar angrenzenden
wertvollen Schilfzone jede Bebau-
ung so weit irgend möglich nach
Norden geschoben werden, um den
südlichen Bereich für eine ‚ökologi-
sche Entwicklung‘ frei zu halten …
In der Planung ist genau das Gegen-
teil der Fall. Hier werden die Flä-
chen in Reutin komplett für eine
bauliche Nutzung vorgesehen …
Als echter Fehler in der Planung
wird die Herausnahme der Lade-
straße aus den Planungen und dem
landschaftspflegerischen Begleit-
plan betrachtet. Durch die Anbin-
dung des Gemeinschaftsgebäudes
mit knapp 90 Parkplätzen und der
Autoverladestation über die Lade-
straße wird neuer Verkehr in die
Ladestraße geleitet. Außerdem wird
offensichtlich bezüglich der beste-
henden Lagerschuppen vorläufig
keine Veränderung vorgesehen und
der Verkehrsfluss zu diesen Gebäu-
den bleibt ungebrochen …
Die Nutzung der bestehenden La-
gerschuppen ist nicht definiert, ob-
wohl sie sich innerhalb des Pla-
nungsgebietes befinden …
Die Belastung durch Lärm in
Aeschach wird mit Sicherheit

erheblich erhöht … Der vorgeschla-
gene Lärmschutz ist völlig unzurei-
chend, da aktive Lärmschutzmaß-
nahmen nur auf der Neubaustrecke
für das zweite Gleis stattfinden. An
der Strecke Hasenweidweg–Lan-
genweg sind keinerlei Lärmschutz-
maßnahmen vorgesehen …
Die Berechnung der Ausgleichsflä-
chen ist in Frage zu stellen, da im
zeichnerischen und im Textteil die
Darstellung der Konfliktbereiche
nicht übereinstimmt ... Die Wirkung
einiger Ausgleichsflächen muss
grundsätzlich in Frage gestellt wer-
den … Die vorgesehenen Ersatz-
flächen entlang der Bahnstrecke
Lindau–Hergatz erwecken den Ein-
druck, als seien hier Flächen einer
„Verwertung“ zugeführt worden,
ohne ein echtes naturschutzfachli-
ches Konzept erkennen zu lassen …
Fazit: 
Das Ausgleichkonzept ist nach Mei-
nung des BN unzureichend …
In der Planung fehlen zusätzliche
Nahverkehrshaltepunkte z.B. Zech,
Eichwald …
Außerdem ist die Darstellung der
,Nullvariante‘ Inselbahnhof als Bei-
behaltung des Status Quo fehler-
haft. Auch im Planungsfall ‚Haupt-
bahnhof Lindau-Insel‘ würden so-
wohl in Reutin als auch auf der Insel
Flächen frei, die jetzt bereits brach-
liegen …“

Der vollständige Text ist im Natur-
schutzhäusle des BN; Kreisgruppe
Lindau am Lotzbeckpark erhältlich.

Abgesehen davon, dass die DB AG
die Ferieninsel Lindau vom Schie-
nenverkehr abkoppeln will, (Origin-
alton des Erläuterungsberichts zur
Planfeststellung: „Die Auflassung
des Inselbahnhofs einschließlich
aller Zuführungsgleise ist … drin-
gend und unverzichtbar.“), abgese-
hen davon, dass sie dann alle Züge
von West nach Ost quer durch

Die Berechnungen sind
in Frage zu stellen

Großalarm in der Ladestraße – Schon vergessen?

„Großalarm wurde am Gründonnerstag, 12. April, in Lindau ausgelöst: 13 Men-

schen wurden zum Teil schwer verletzt, nachdem beim Öffnen eines Lastwa-

gens in der Ladestraße giftige Dämpfe ausgetreten waren. Feuerwehr, Techni-

sches Hilfswerk, Polizei und Rotes Kreuz waren mit mehr als 250 Helfern im Ein-

satz.

Als an jenem Tag gegen 10 Uhr ein Arbeiter den Laderaum des Lastwagens öff-

nete, nahm er ätzenden Geruch wahr, bekam Hautreizungen, Atem- und Kreis-

laufbeschwerden und wurde ins Krankenhaus gebracht. Weitere Nachrichten

ließen nichts Gutes vermuten...

Weil zunächst nicht klar war, um welche Chemikalie es sich handelt, war höchste

Vorsicht geboten. 50 Menschen wurden evakuiert ... Erst einige Stunden später

konnten einige undichte Behälter gefunden werden...“. Lindauer Zeitung vom

31.12. 2001 in ihrem Jahresrückblick 2001.

Planung nicht zu verwirklichen,
denn die Zu- und Abfahrt des Reuti-
ner Bahnhofes soll praktisch über
den Kreisverkehr am Berliner Platz
erfolgen. 
Dies ist unmöglich, denn der
gesamte Berliner Platz, Kemptener
Straße, Rickenbacher Straße und
Bregenzer Straße sind heute schon
total überfüllt. Jeder kennt die täg-

gen. Hier hat die DB AG freie Kapa-
zitäten ausgemacht. Durchschnitt-
lich zwanzig Reisende zusätzlich in
Linie 1 und 2 müssen da leicht drin
sein. Ich glaube nicht, dass jemals
einer dieser Verkehrsplaner mit
dem Stadtbus gefahren ist. Ein
Stadtbus hat 25 Sitz- und 48 Steh-
plätze! Viel Vergnügen! Schulklas-
sen können ja auch die zwei Kilo-

Inmitten des täglichen Verkehrs-
infarkts: Der Bahnhof in Reutin

Eine der Fragen, die der Haupt-
bahnhof in Reutin aufwirft, ist: Wie
kommen die Zugreisenden auf die
Insel und in die anderen Stadtteile?
Die Bahn macht sich die Antwort
sehr einfach. Lindau soll den zen-
tralen Umsteigepunkt des Stadtbus-
ses (ZUP) an den neuen Bahnhof
verlegen.
Dass das nicht funktioniert ist allen
Kennern des Stadtbussystems klar.
Vor Einführung des Busses wurden
ausführliche Entscheidungsanaly-
sen gemacht. Man hat viele Stan-
dorte untersucht, u. a. die Schre-
bergärten beim Hallenbad und den
Bereich bisheriger Reutiner Bahn-
hof. Dabei hat man festgestellt, dass
die einzige Möglichkeit der jetzige
Standpunkt ist. 
Wenn der ZUP verschoben wird,
bricht das ganze System zusam-
men.

Die Linienführung wurde so ge-
wählt, dass Staubereiche vermie-
den werden. Nun sollen alle Busse
über den Berliner Platz fahren, die
Katastrophe  ist  vorprogrammiert.

Das ganze Stadtbus-System ist auf
27 Min. Fahrzeit ausgerichtet.
Wenn die Busse auf die Insel über
die dann meist geschlossenen
Bahnübergänge fahren müssen,
funktioniert es nicht mehr. Auch die
westlichen Bereiche (Unterreitnau,
Oberreitnau) werden nicht mehr
bedient werden können.
Das Bussystem ist etabliert und
wird angenommen. Eine völlig
andere Linienführung wäre psycho-
logisch sehr schlecht. Selbst wenn
sie funktionieren würde, müssten
sich viele Menschen daran gewöh-
nen und wir würden Fahrgäste ver-
lieren.

Nach den Untersuchungen der
Bahn seien die Inselbusse nur ein-
mal am Tag voll. Dass das Unsinn
ist, wird jeder Insulaner bestätigen.
Um die Spitzenzeiten zu bewältigen,
schlägt die Bahn vor die Linie 10,
also den Bus von der Blauwiese auf
die Insel,  einzusetzen und Gelenk-
busse fahren zu lassen. 
Die Kosten, die dabei der Stadt ent-
stehen, sind nicht das Problem der
Bahn. Es sei Aufgabe der Stadt, die
Menschen vom Bahnhof auf die
Insel zu bringen, so die Aussage.
Das System muss bleiben wie es ist.
Der Transport der Bahnfahrer in
die Stadtteile funktioniert am jetzi-
gen Standort einwandfrei. 
Deshalb gilt: 
Never change a winning team.

GÖTZ RAUCH

Stadtrat, Bunte Liste

Wird der ZUP verschoben, bricht
das Stadtbussystem zusammen

Der schon jetzt mit Autoverkehr überlastete „Berliner Platz“ in Reutin im Mai 03. Nach den DB-Plänen sollen ihm und den
dort lebenden und arbeitenden Menschen in Folge einer Verlegung des Hauptbahnhofes in Zukunft noch mehr tägliches
Verkehrschaos zugemutet werden. Die Alternative ist die Renovierung und Wiedereröffnung des alten Reutiner
Bahnhofsgebäudes am unteren Bildrand als Haltestelle für den Regionalverkehr Lindau–Bregenz. Foto: Schweizer.

Aeschach und Reutin zum dortigen
Bahnhof und wieder zurück fahren
lassen und Wohnhäuser hinter zwei
Meter hohen Lärmschutzwänden
verschwinden lassen und abgese-
hen davon, dass sie den neuen Reu-
tiner Bahnhof samt Gleisanlagen
nach Süden, Richtung Boden-
seeufer verschieben will, wo die
Stadt Lindau einen Uferpark plant,
der in absehbarer Zeit die Landes-
gartenschau, bzw. die internationa-
le Gartenausstellung beherbergen
soll, abgesehen von all dem ist diese

lichen Staus auf der Kemptener
Straße, nur die DB AG nimmt sie
nicht zur Kenntnis. Sie spricht nur
vom PKW-Stau von und zur Insel. In
den Stau am Berliner Platz fahren
dann die PKW`s von ca. zwischen
400 und 800 Reisenden täglich, je
nach Jahreszeit, die dann auf den
Bahnhofsplatz Parkplätze benöti-
gen. (Diese Zahlen sind nur der
gegenwärtige Zustand am alten
Standort.) Die Aussteigenden in der
selben Zahl gar nicht gerechnet. Ein
Teil davon wird den Bahnhof aller-
dings mit dem Bus erreichen oder
verlassen. Stadtbus-ZUP und Regio-
nalbus-Terminal sind deshalb von
der Stadt auf den Bahnhofsplatz zu
verlegen.
Zum anderen werden ca. 500 bis
1000 Reisende (Ist-Zustand, je nach
Jahreszeit), die eigentlich auf die
Insel oder auf ein Schiff im Hafen
wollten, in Reutin aussteigen und
auf die Insel gebracht werden müs-
sen und wieder zurück zum Bahn-
hof. 
Die soll dann der Stadtbus bewälti-

meter laufen. Aber die Linie 10 und
auch die Regionalbusse sollen ja
auch zur Inselanbindung beitragen.
Also null problemo?
Man stelle sich vor: Acht bis zehn
Busse des Stadtverkehrs laufen alle
dreißig Minuten ziemlich gleichzei-
tig großteils über den Kreisverkehr
am Berliner Platz den ZUP am
Bahnhof an. Das geht nur mit bus-
gesteuerter Ampelregelung. Der
übrige Verkehrs staut sich derweil.
Drei bis fünf Minuten später fahren
sie wieder los und verteilen sich
über den Kreisverkehr. Wieder mit
Ampelregelung wie oben. Das selbe
gilt für die Regionalbusse. Lindaus
Verkehrsinfarkt ist vorprogram-
miert und der neue Bahnhof mitten-
drin.
So ein Plan, wie ihn uns die DB AG
vorstellt, nimmt in keiner Weise auf
die Erfordernisse unserer Stadtent-
wicklung Rücksicht. Er gehört in
den Reißwolf!

HERMANN DORFMÜLLER

Stadtrat, SPD

Wo finde ich Hintergrundinformationen?
Die nötigen Hintergrundinformationen zu 150 Jahren Geschichte und die

Gegenwart von Eisenbahn und Bahnhöfen in Lindau und das Eisenbahn-

wesen im Landkreis Lindau finden sich u. a. in zwei aktuellen Büchern.

Im „Jahrbuch des Landkreises Lindau 2003“, erschienen im Dezember 2003.

und in

Dr. Winfried Wolf „150 Jahre Lindauer Inselbahnhof und seine drohende

Aufgabe im Rahmen der Privatisierung der Deutschen Bahn AG“, 

Hrsg. GVE-Verlag Dieter Kaddoura, Berlin, Januar 2004. Bestellungen über

den Buchhandel oder bei GVE-Verlag, S-Bhf Jannowitzbrücke, 

10179 Berlin, Tel. 030/78 70 55 11.
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Wie viele Züge sollen denn in einen
zukünftigen Hauptbahnhof Reutin
rollen? Grundlage für die Antwort
auf diese Frage ist der offizielle Lin-
dauer Fahrplan der DB AG, gültig
zur Zeit der Einleitung des Planfest-
stellungsverfahrens des DB-Mana-
gements, also jener vom 15. 12.
2002 bis 13.12. 2003.
Danach fahren werktäglich 96 Per-
sonenzüge von Lindau ab und
nochmals 96 kommen an. Dies
macht in der Summe 192 Personen-
zugbewegungen. Davon sind nur die
vier Zugpaare, also acht EC/ICE-
Züge München–Zürich durchgehen-
de Züge. Diese entsprechen rund
4,2% des Zugaufkommens. Somit
würden auch in einem Durchgangs-
bahnhof in Reutin zukünftig rund
96% der Züge diesen als Kopfbahn-
hof, also End- oder Anfangsbahnhof
nutzen.
Rechnen wir zu den täglich 8 EC/
ICE-Zügen noch das IC-Zugpaar von
und nach Dortmund und das ÖBB-
D-Zugpaar von und nach Innsbruck,
so ergeben sich von allen 192 tägli-
chen Zugbewegungen gerade ein-
mal 12 überregionale Züge mit
einem Anteil von zusammen 6,3%.
Also sind rund 93% aller Lindauer
Züge regionale Züge, für deren
Hauptfinanzierung der Freistaat
Bayern mit Geldern der Bundesre-
gierung aufkommt. 
Würde nun der Lindauer Haupt-
bahnhof nach Reutin verlegt und
kein Zug mehr auf die Insel fahren,
ergebe dies für die Menschen von
Holdereggen bis zum Berliner Platz
folgende Veränderungen:
Die derzeit  täglich 38 Personenzü-
ge von und nach Richtung Bregenz
außer der acht Zürich/Münchner-
EC-Züge würden entfallen, da sie
nur noch bis Reutin führen. Hinzu
kämen aber die täglich 72 Züge von
und nach Richtung Friedrichshafen
sowie die 74 Züge von und in das
Allgäu. Dies würde statt bisher 46
täglichen Zugbewegungen dann
154 Personenzugbewegungen be-
deuten. Dies entspräche einer Stei-
gerung von 100% auf 334,7%
Würden zudem, wie es manche illu-
sorischer Weise vertreten, alle bis-
herigen Züge, neben einem Bahn-
hof in Reutin auch den bisherigen
auf der Insel anfahren, so ent-
spräche dies auf genanntem
Streckenabschnitt einer Steigerung
von derzeit 46 Zugbewegungen auf
dann 192, was einer Erhöhung des
werktäglichen Personenzugauf-

kommens von jetzt 100% auf dann
417% entsprechen würde. Derarti-
ge Pläne müssen sich die Lindaue-
rinnen und Lindauer auf Kosten
ihrer bisherigen Lebensqualität,
Gesundheit und Werte an Wohnun-
gen, Gebäuden und Grundstücken

nicht gefallen lassen. Werden au-
ßerdem doch seit der zunehmenden
Abwälzung der Finanzlasten im
Alter und bei Krankheit auf die ein-
zelnen Menschen durch die wirt-
schaftliche und politische „Elite“
dieses Landes der Besitz von
Wohneigentumswerten als vorbeu-
gende Lösung propagiert.
Hinzu käme, dass mit dieser dro-
henden Lärmlawine ein derart häu-
figes Schließen aller Schranken an
den Straßen zwischen Holdereggen
und Bregenzer Straße von und zur
Insel Lindau einher ginge, dass die
verschuldete Stadt zu schnellen
Neubauten von Unter- oder Über-
führungen an den Gleisen genötigt
würde, egal ob sie sich dies finanzi-
ell leisten könnte oder nicht.
Es gibt also genügend massive
Gründe, warum sich in diesen
Tagen Lindauerinnen und Lindauer
aktiv, einzeln oder in Gruppen ge-
gen diese Planungen der DB-Spit-
zenmanager wehren müssen, wol-
len sie nicht von vorn herein auf der
Seite der Verlierer stehen.
Als „Ersatz“ für die bisherige Eisen-
bahnanbindung des Lindauer Stadt-
zentrums bietet das DB-Manage-
ment mit seinen Planungen nur die
massive Erhöhung des Straßen-
lärms durch neue Straßenbauten
über Aeschach, Holdereggen, Lotz-
beckpark oder den Alpengarten, um
dann eine zusätzliche Autolawine

über den bisherigen Eisenbahn-
damm auf die Hintere Insel leiten zu
können.
Bei all diesen unakzeptablen Per-
spektiven, welche die DB-Spitze den
Menschen in Lindau und deren Gäs-
ten zumuten will, sind die derzeiti-
gen und zukünftigen Güterzüge
noch nicht berücksichtigt. 
Zur Zeit (Sommer 2003) durchque-

ren laut Angaben von aktiven Lin-
dauer DB-Mitarbeitern täglich vier
fahrplanmäßige Güterzüge Lindau.
Zu diesen kommen im Schnitt zwei
bis drei werktägliche Sondergüter-
züge hinzu und an bestimmten
Wochenenden der Autoreisezug.
Auf Druck des DB-Cargo-Manage-
ments stellte der ZAK im Jahr 2002
seinen Mülltransport per Bahn von
Lindau nach Kempten ein.
In der Stadtratssitzung vom 27.4.
1999 zu den Auswirkungen des
schweizerischen NEAT-Eisenbahn-
projektes über St. Margarethen auf
Lindau informierte Herr Zimmer-
mann von der Deutschen Bahn AG,
dass Lindau zukünftig voraussicht-
lich von täglich acht Güterzügen
durchfahren würde, sechs auf der
Strecke Lindau–Friedrichshafen,
zwei auf der Strecke Lindau–Kemp-
ten. Als Folge der NEAT erwarte die
DB AG eine Steigerung um zwei
Güterzüge täglich. Die Streckenka-
pazität über Lindau sei derzeit bei
Güterzügen nur zu 30% ausgela-
stet. Herr Halbritter von der
schweizerischen SBB informierte,
dass von St. Margarethen täglich
drei Güterzüge Richtung Inner-
schweiz abfahren würden und mit
einer „spürbaren Mehrbelastung
der Zubringerstrecken nicht zu
rechnen sei …, insbesondere weil
viele Züge auch von der Anzahl der
Wagons nicht ausgelastet seien.“

KARL SCHWEIZER

Lärmlawine rollt an

Blick vom Zeppelin aus auf den Stadtteil Aeschach im Mai 2003. Ihm und den
Reutiner AnwohnerInnen der Bahnlinie droht mit einer Bahnhofsverlegung eine
massive Einschränkung ihrer bisherigen Lebensqualität durch Lärm. 
Foto: Schweizer.

Um es vorweg zu nehmen: Im
neuen Bundesverkehrswegeplan,
der im Juli dieses Jahres vom Bun-
deskabinett beschlossen wurde,
finden sich nur wenige konkrete
Projekte zum internationalen
Bahnverkehr am Bodensee. Genau
genommen sind es vier Maßnah-
men.
Im vordringlichen Bedarf, das heißt
mit der Umsetzung kann bis 2015
gerechnet werden, ist die Aus-
baustrecke Ulm–Friedrichshafen–
Lindau, bei der 51 Mio. Euro für
Begegnungsabschnitte zwischen
Lindau und Friedrichshafen vorge-
sehen sind.
Ferner sieht die aktuelle Bedarfs-
planung vor, die Ausbaustrecke
München–Memmingen–Lindau für
die Neigetechnik tauglich zu ma-
chen. Die Kosten dieser Maßnah-
men belaufen sich auf 41 Mio. Euro.
In diesem Zusammenhang sei noch
darauf verwiesen, dass auch alle
wichtigen schwäbischen Nahver-
kehrsstrecken neigetechniktaug-
lich gemacht werden.

Unter der Rubrik internationale
Projekte sind die Elektrifizierung
der Strecken Ulm–Lindau–öster-
reichische Grenze und München–
Memmingen–Lindau–österreichi-
sche Grenze mit Investitionskosten
von 216 bzw. 180 Mio. Euro aufge-
führt. Zum einen stellt sich die
Frage der Konkurrenz beider Maß-
nahmen, zum anderen  die
grundsätzliche Frage der Umset-
zung angesichts der Tatsache, dass
im vordringlichen Bedarf für alle
internationalen Projekte insgesamt
nur 400 Mio. Euro angesetzt sind,
also etwa die gleiche Summe, die
allein für diese beiden Projekte not-
wendig ist.
Gerade die Elektrifizierung der
Strecke München–Memmingen–
Lindau wird im Augenblick von
allen Seiten gefordert. Die Schweiz

Was bringt der neue Bundesverkehrs-
wegeplan für den internationalen
Bahnverkehr im Bodenseeraum ?

Die Eisenbahnergewerkschaft
TRANSNET hat die Entscheidung
des Bundeskabinetts zum vorlie-
genden Entwurf des Bundesver-
kehrswegeplan kritisiert. Die Schie-
ne findet in dem gesamten Vorha-
ben nicht ausreichend Berück-
sichtigung. Dies passt weder zum
erklärten Ziel der Bundesregie-
rung, noch zum eigentlichen Ziel
der Bahnreform, mehr Verkehr auf
die Schiene zu bringen. Angesichts
der EU-Erweiterung und der rot-
grünen Zielsetzung, den Güterver-
kehr auf der Schiene zu verdoppeln,
ist es geradezu skandalös, den
Schienenetat um zehn Prozent
zusammenzustreichen.
TRANSNET fordert nun Nachbesse-

rungen im Gesetzgebungsverfahren
beziehungsweise in den weiteren
Beratungen. Dabei gilt es, die Schie-
nenverbindungen mit den EU-Bei-
trittsländern stärker in den Blick-
punkt zu rücken. Unsere Gewerk-
schaft warnt in diesem Zusammen-
hang vor einer erheblichen Zu-
nahme des Verkehrs auf der Straße.
Das findet im Bundesverkehrs-
wegeplan überhaupt keine Berück-
sichtigung.
Völlig unverständlich sind die
Äußerungen von Bundesverkehrs-
minister Stolpe. Der SPD-Politiker
hatte erklärt, die Politik könne sich
der Tendenz nicht verschließen,
dass sich die Bahnunternehmen auf
verkehrsreiche Korridore konzen-

trieren und aus der Fläche zurück-
zögen.
Doch damit würde die gesamte
Bahnreform zum Scheitern verur-
teilt. Das Gegenteil muss der Fall
sein, der regionale Schienenver-
kehr muss eine zentrale Bedeutung
haben. Die Politik muss die Rah-
menbedingungen vorgeben. Inso-
fern sind Stolpes Äußerungen nicht
zeitgemäß und widersprechen auch
den ursprünglichen verkehrspoliti-
schen Zielstellungen der Bundesre-
gierung.
Die ALLIANZ PRO SCHIENE, ein
Zusammenschluss von 16 Organisa-
tionen, darunter die Gewerkschaf-
ten TRANSNET und GDBA, die
Umweltverbände BUND, NABU und

VCD, bezeichnet Stolpes Verkehrs-
wegeplan als zu straßenlastig und
befürchtet so eine weitere Ver-
schärfung der Verkehrsprobleme in
Deutschland. Um die Verkehrspoli-
tik umweltgerecht zu gestalten, for-
dert die Allianz verkehrsübergrei-
fende Konzepte zur Lenkung, Verla-
gerung und Vermeidung der Ver-
kehrsströme. Außerdem müssen die
Mittel für die Schiene - ohne jede
Rechentricks – mindestens auf das
Niveau der Straße gebracht wer-
den.

WALTER BERGMANN

Ortsvorsitzender Lindau 
der TRANSNET

(Der Entwurf zum BVWP 2003 ist
erhältlich beim Bundesverkehrs-
ministerium in 10115 Berlin, Invali-
denstr. 44 oder unter 
http://www.bmvbw.de/Bundesver-
kehrswegeplan.806.htm)

hat der Bundesrepublik sogar 50
Mio. Euro Unterstützung angebo-
ten, die inzwischen auf bundesre-
publikanischer Seite nicht mehr
grundsätzlich abgeschlagen wer-
den. Dafür hört man jetzt von ernst-
haften Diskussionen in der Schweiz,
ob man es sich angesichts der auch
dort nicht mehr so reichlich gefüll-
ten Staatskassen leisten kann, dem
Nachbarland den Verkehr zu finan-
zieren. Auch wenn vor allem von
Seiten der bayerischen Staatsregie-
rung immer wieder Hoffnung
gemacht wird, dass die Strecke
schnell elektrifiziert wird, was aus
meiner Sicht auch dringend not-
wendig ist, sprechen doch viele
Gründe dafür, dass es sich hier
mehr um politische Scharmützel,
denn um ernsthafte Umsetzungs-
pläne handelt.
Diese Position wird nicht zuletzt
dadurch genährt, dass der Bundes-
verkehrsminister in einem Schrei-
ben Ende Oktober dieses Jahres auf
eine Untersuchung des Verkehrs-
aufkommens für das Jahr 2015 für

die Zulaufstrecke des NEAT ver-
weist, wonach nur 5 % des Güter-
verkehrs zum Gotthard über Lindau
laufen würde.
Auf Antrag der Grünen hat der
Bayerische Landtag beschlossen
eine Untersuchung über den vor-
aussichtlichen Zulauf zum Gott-
hard-Tunnel zu erarbeiten. Wir
hoffen dabei auf konkrete Ergebnis-
se, die uns weiterbringen.
Im Zusammenhang mit dem gren-
züberschreitenden Bahnverkehr
am Bodensee darf die Frage des
Standortes des Lindauer Bahnhofes
nicht außen vor bleiben. Das derzeit
laufende Planfeststellungsverfah-
ren der DB AG macht deutlich, dass
ein Bahnhof in Reutin wohl nicht
mehr zu verhindern sein wird.
Letztendlich bleibt dann nur noch
die Frage, wie viele Nahverkehrszü-
ge auf die Insel fahren.
Bei dieser Auseinandersetzung ge-
rät die BODAN-Rail-Studie ins Hin-
tertreffen, was sie aus Lindauer
Sicht aber nicht sollte. Ist doch
darin für das Jahr 2020 eine Verle-
gung des Nullknotens von Lindau
nach Bregenz vorgesehen. Das hat
zur Folge, dass die Vertaktung
Lindaus und damit die Anschlüsse
in die verschiedenen Richtungen
wegfallen. 
In gut informierten Kreisen halten
sich zudem hartnäckig Gerüchte,
wonach Österreich und Schweiz
bereits Absprachen getroffen ha-
ben, diesen Nullknoten deutlich
früher nach Bregenz zu verlegen.
So könnte durchaus in Lindau ein
Festlandbahnhof gebaut werden,
der Standort Lindau aber schon
bald nach der Fertigstellung deut-
lich geschwächt werden.

ADI SPRINKART

Mitglied des Bayerischen Landtags,
B90/Die Grünen

Bundesverkehrswegeplan 2003 
vernachlässigt die Schiene

Bahn fahren – 
nicht immer, 
aber immer
öfter
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L INDAUER BAHNBOTE

Aus Sicht einer nachhaltigen, um-
weltverträglichen Verkehrs- und
Mobilitätspolitik ist es unerlässlich,
dass der Bahnhof Lindau für den
Regionalverkehr auf der Insel ver-
bleibt. 

Ein Großteil des Tagestourismus
aus dem Einzuggebiet des Rheinta-
les oberhalb des Bodensees würde
von der Schiene auf die Straße rück-
verlagert.
Die Stauereignisse im Straßennetz

Eine „Autoinsel“ hat ein anderes
Image als eine Inselaltstadt, die tra-
ditionsgemäß mit dem Zug erreicht
und erschlossen werden kann.
Auch Venedig würde nie auf seinen
direkten Bahnanschluss verzichten.
Die Auflösung des Inselbahnhofes
widerspricht zudem den gesetzli-
chen Bestimmungen zahlreicher
Protokolle der Alpenkonvention, die
Deutschland, Österreich und Liech-
tenstein bereits ratifiziert haben.
Sowohl völkerrechtlich, als auch
innerstaatlich entfalten diese
Durchführungsprotokolle der Al-
penkonvention direkte Anwen-
dungsverpflichtungen in der Voll-
ziehung.
In diesen Protokollen der Alpenkon-
vention  werden den Nachbarstaa-
ten Mitspracherechte in der Ent-
scheidungsfindung von Projekten
eingeräumt, die sich negativ auf die
Territorien der Nachbarstaaten
auswirken können. 
Bei einer Auflassung des Inselbahn-
hofes ist dies zweifellos der Fall.
Extrem negative Auswirkungen we-
gen zu erwartender Verlagerungen
von der Schiene auf die Straße wür-
den sich auch auf österreichisches
Territorium und österreichische
Umweltinteressen auswirken. 
Wir werden daher nicht nur die
betroffenen deutschen Kommunen,
sondern auch die österreichischen,
insbesondere die Vorarlberger Be-
hörden auffordern, von ihren Ein-
spruchsrechten Gebrauch zu ma-
chen. 

DIPL. ING. ANDREAS POSTNER

TRANSFORM Vorarlberg,
Interregionales Forum 

für nachhaltige Entwicklung

Aus Vorarlberger Sicht widerspricht
eine Auflösung des Inselbahnhofes
den gesetzlichen Bestimmungen 

Die Studie „Die AlpenrheinBahn“ 
des „Netzwerks A13/E43“, erstellt
von Verkehrsplaner Paul Stopper
und Stefan Grass, VCS-Präsident
Graubünden, schlägt für die Be-
schleunigung des kommenden Per-
sonenfernverkehrs München–Zürich
und des Güterverkehrs auf der Bahn
in und aus dem Rheintal den zukünf-
tigen Bau einer neuen Trasse im
Laiblachtal zwischen Lochau und
Schlachters/Hergensweiler vor. 
Die am 8. November 2003 erstmals in
Lindau öffentlich vorgestellte Studie
ist einsehbar unter: 
www.vcs-gr.ch/netzwerka13/dn13.html 
Ein neuer Lindau-Reutiner Bahnhof
für die ICE-Fernzüge wäre dann
überflüssig, da deren Anbindung für
Fernverkehrskunden über Bregenz
erfolgen müsste. Die Regionalzüge
würden weiterhin in Lindau halten.
Die Menschen und die Natur im
Laiblachtal müssten eine starke
Beeinträchtigung ihrer bisherigen
Lebensqualität hinnehmen (KS).

Gegen eine zusätzliche neue Bahn-
hofskonzeption für den Schnell-
und Güterverkehr im Uferbereich
Lindaus ist aus unserer Sicht nichts
einzuwenden, wenngleich auch
hier die Standortfrage genau unter-
sucht werden müsste.
Eine generelle Auflösung des Insel-
bahnhofs hätte für die Verkehrsent-
wicklung des östlichen Bodensee-
ufers jedenfalls gravierende Nach-
teile.

zwischen Bregenz und Lindau wür-
den vorhersehbar drastisch zuneh-
men.
In der Folge wären die Auswirkun-
gen für den Tourismus Lindaus gra-
vierend, Geschäftseinbußen für alle
Anbieter von Waren und Dienstleis-
tungen auf der Insel sind unaus-
weichlich zu erwarten. Zudem
würde sich der städtebauliche Cha-
rakter der Insel gravierend verän-
dern.

Die bundesweite Vereinigung „Bür-
gerbahn statt Börsenbahn“ führt
anlässlich des 150. Jahrestages der
Eröffnung des Lindauer Bahnhofes
auf der Insel am Wochenende des
6. und 7. März 2004 im Hotel Bayri-
scher Hof in Lindau einen öffentli-
chen wissenschaftlichen Kongress
zum Thema „Deutsche Bahn AG –

Eisenbahn und Bahnhofspolitik vor
dem Hintergrund der Bahnprivati-
sierung“ durch.
Anmeldungen bei Bürgerbahn statt
Börsenbahn/UMKEHR e.V. Exer-
zierstr. 20, 13357 Berlin, 
Fax: 030/4927972; 
e-mail: redaktion@mobilogisch.de;
Anmeldegebühr: 30,– Euro

Großer Bahn(hofs)-
kongress 2004 in Lindau

„München, den 13. 2. 1992
Bundesbahndirektion München
Betreff:  Bhf. Lindau Hbf

In der gemeinsamen Besprechung
am Di. 14. 1. 1992 sprachen wir uns
eindeutig gegen eine Verlegung des
Bf. Lindau Hbf von der Insel auf das
Festland nach Lindau-Reutin aus.
Dafür gaben wir folgende Begrün-
dung an:
Unsere Nahverkehrskunden, die
aus dem Landkreis nach Lindau
fahren, bestehen zum einen Teil
aus Berufstätigen und zum anderen
Teil aus Leuten, die zum Einkaufen

in diese Stadt kommen. Dieser Per-
sonenkreis will in das Zentrum von
Lindau, also auf die Insel. Dasselbe
gilt für die Touristen. Eine Ankunft
draußen in Lindau-Reutin mit an-
schließendem Umsteigen in Bus
oder Fähre, um in die Innenstadt zu
gelangen, wird von unseren Kun-
den nicht angenommen.
An dieser Meinung halten wir fest.

Im übrigen regen wir an, zum o. g.
Thema auch die Bodenseeschiff-
fahrt zu befragen und ggf. deren
Einverständnis zur Bahnhofsverle-
gung einzuholen.“

Bundesbahndirektion München für den Inselbahnhof

Als einen der dringlichsten Gründe
für die Bahnhofsverlegung nennt
die Bahn gern die Wirtschaftlich-
keit. Nun fragen wir uns natürlich:
Was versteht die Deutsche Bahn AG
von Wirtschaftlichkeit? Nichts eben.
Das zumindest hat diese Firma seit
ihrer Privatisierung bewiesen. Zu-
letzt mit dem neuen, schicken Die-
sel-ICE. Wir Lindauer durften zwei
Jahre probieren wie die Zukunft der
Eisenbahn aussehen könnte. Leider
haben die Profis der Bahn überse-
hen, dass sie mit solchen Fernzügen
jetzt ihr Geld verdienen müssen.
Dummerweise muss in jedem Die-
sel-ICE jeder Sitzplatz auf jedem
Kilometer doppelt besetzt werden.
Erst dann würde dieser tolle Zug
seine Entwicklungskosten wieder
einfahren.
Mit dieser Vorgabe waren selbst
unsere fähigen Bahnmanager über-
fordert: Die Bahn verschenkt den
Zug nach Rumänien und wir fahren
wieder „begeistert“ mit den ver-
gammelten Nostalgiewagen der
Siebzigerjahre.
Wir Lindauer lernen: Wenn die
Bahn AG von Wirtschaftlichkeit
spricht ist die Pleite schon in Pla-
nung, bzw. Planfeststellung. So sol-
len nun die alten mechanischen
Stellwerke von 1912 bzw. 1924
durch elektronische ersetzt werden.
Dadurch verlieren 50 Familien

ihren Lebensunterhalt. Leider kann
die Bahn kaum was sparen. Sie
muss nun horrende Kosten für die
Datenübertragung bezahlen. Und
Veränderungen an den Program-
men kosten ein Vermögen.  Die
Buchhalter der Bahn werden sich
noch mal sehnsüchtig an die alten,
unkomplizierten Stellwerke erin-
nern. Oder unsere Bahnübergänge:
Bleibt der Hauptbahnhof auf der
Insel, bleiben unsere Bahnübergän-
ge wie sie sind – ebenerdig und
bequem.
Muss unser Bahnhof runter – von
der Insel -, müssen auch die Bahn-
übergänge runter – unter die Erde.
Nach zwanzig Jahren Planungen ist
dabei nur eines sicher: Es wird
teuer, sehr teuer sogar. 
Früher hätten wir hier geschrieben:
Macht nichts, zahlt der Steuerzah-
ler. Heute wissen wir, dass es so
einfach nicht mehr ist. Unsere Stadt
kann sich nicht weiter verschulden.
Der Freistaat Bayern will sich nicht
weiter verschulden. Und die Bahn.
Die schwafelt weiter von der Wirt-
schaftlichkeit dieser Bahnhofsver-
legung. Aber irgendwann kommen
auch die einfältigsten Bahnmana-
ger dahinter, dass sie ihre Art von
„Wirtschaftlichkeit“ nicht mehr be-
zahlen können.

ULI KAISER

Stadtrat, Bunte Liste

Alle reden vom Sparen –
wir nicht! Ihre Bahn AG

Der „Kleine See“ mit Seebrücke und Bahndamm im Mai 2003. Bisher diente er der
weitgehend gefahrlosen Nutzung durch die Bahn, Radler und FußgängerInnen.
Seine zukünftige Öffnung für den Autoverkehr in Folge der Verlegung des
Hauptbahnhofes würde diese „sanften“ und Umwelt schonenden Verkehrs-
formen an den Rand drücken. Bereits die Lindauer Bürgerversammlung vom
Januar 1977 beschloss bei rund 400 Anwesenden einstimmig per Abstimmung,
dass der Bahndamm nicht für den Autoverkehr geöffnet wird. Foto: Schweizer 

Wer hilft Ihnen bei
juristischen Fragen?

Neben den örtlichen Rechtsanwäl-
ten empfehlen wir Ihnen Herrn
Rechtsanwalt und Fachanwalt Dr.
Klaus-Martin Groth von der in
Bahnangelegenheiten bundesweit
renommierten Kanzlei 

Gaßner, Groth, Siederer & Col.
Stralauer Platz 34, 10243 Berlin, 
Tel.: 030/72610260, 
e-mail: Berlin@GGSC.de.

Wo die Lindauer Bahnpläne
einsehen und Widerspruch
einlegen?

Die Stadtverwaltung legt seit
1. Dezember 2003 die kompletten
Unterlagen der Deutschen Bahn AG
bis 5. Jan. 2004 öffentlich in den
Kellerräumen der Volkshochschule
Lindau am Uferweg 7 auf der Hinte-
ren Insel aus. Öffnungszeiten sind
von Montag bis Freitag die Zeit von
8.00–12.30 und Mo. bis Do. von
14.00–16.00 Uhr. Zusätzlich wird
die Einsicht Mittwochs von 14.00–
17.30 Uhr, am 17. 12. sogar bis
20.00 Uhr ermöglicht. 
Vom 24. bis 26. 12. 2003 sowie vom
31. 12. 03. bis 2. 1. 2004 erfolgt
keine Auslegung. Ein Kopierer steht
während der Öffnungszeiten gegen
Kostenerstattung zur Verfügung
und ein Mitarbeiter der Stadtver-
waltung ist anwesend. Sie können
auch gleich vor Ort Ihren Wider-
spruch gegen die Planungen zu Pro-
tokoll geben.
Wollen Sie diesen Widerspruch zu-
hause oder zusammen mit einem
Anwalt juristisch abgesichert for-
mulieren, so ist der Adressat Ihres
Widerspruches die Regierung von
Schwaben, Sachgebiet 310, Fronhof
10 in 86152 Augsburg. Dort ist der
zuständige Sachbearbeiter Herr
Kunde, Tel.: 0821/327-2255, 
e-mail:
stefan.kunde@reg-schw.bayern.de 
Sie können diesen Widerspruch
aber auch der Stadt Lindau zur
Weiterleitung übergeben. Zusätz-
lich wäre es sehr hilfreich für das
weitere Verfahren, wenn Sie von
Ihrem Widerspruch eine Kopie der
Stadt Lindau zur Verfügung stellen
würden. 
Absolutes Ende der Einspruchs-
frist ist Dienstag, der 20. 1. 2004.

Wer leistet Hilfe gegen
Schienenlärm?
Suchen Sie grundsätzliche Hilfe,
Beratung und Information zum
Thema Schienenlärm, so ist folgen-
der bundesweiter Zusammen-
schluss von Vorteil: 
Bundesvereinigung gegen Schie-
nenlärm e.V., 
Sibylla Windelberg, 
Heuerstr. 12, 30519 Hannover,
Tel.: 0511/836463.

Bitte unterstützen Sie unsere

Informationsarbeit auch mit einer

Spende. Danke. 

Das Spendenkonto der

Aktionsgemeinschaft Inselbahnhof

Lindau lautet:

Kto. Nr. 616 334

Sparkasse Lindau

BLZ 735 500 00.

Wir danken allen bisherigen

Spenderinnen und Spendern !

Die Aktionsgemeinschaft Inselbahnhof Lindau wird unterstützt von:
Bunte Liste Lindau, Bündnis 90/die GRÜNEN-Kreistagsfraktion und
Kreisverband, Bürgerbahn statt Börsenbahn, ÖDP/GLB im Stadtrat Lin-
dau, SPD-Stadtratsfraktion und Ortsverband Lindau, VCD-Verkehrs-
club Deutschland, Kreisgruppe Lindau.
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